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Quellenhinweise und Anmerkungen: siehe Seite 20 

Bundesrepublik Deutschland – Daten und Fakten

Bevölkerung und Beschäftigung

Bevölkerung (2011) 81,8 Mio.

Ausländische Bevölkerung (2012) 7,2 Mio.

Altersstruktur (2011)
�� unter 25 Jahre
�� 60 Jahre und älter

24,2 %

26,6 %

Erwerbstätige (2013) 41,8 Mio. 

Erwerbsquote der 15- bis 64-Jährigen (2012) 77,0 %

Arbeitslosenquote (2013) 6,9 %

Jugendarbeitslosigkeit (2013)  
(15 bis unter 25 Jahre)

6,0 %

Studien- 

anfängerquote 

(der 18- bis  

22-Jährigen; 

2013)

57,5 %

Abitur/Fachhochschulreife 
57,3 %

Mittlere Bildungsabschlüsse 
53,6 %

Hauptschulabschluss 
22,8 %

Ohne Schulabschluss 5,9 %

Duale Berufsausbildung* 
63,3 %

Hochschulstudium 
25,6 %

Fachschulausbildung**  
10,8 %

Ohne abgeschlossene  
Berufsausbildung 20,5 %

Schulabgänger nach höchstem Schulabschluss  

bezogen auf jeweilige Altersgruppe (2012)

Allgemeine Bildung

Abschlüsse bezogen auf Bevölkerung  

im Alter von 25 bis 35 Jahren (2012) 

Berufliche Bildung

*	� Einschl. gleichwertiger Berufsfachschulaus-
bildung, Vorbereitungsdienst für den mitt-
leren Dienst in der öffentlichen Verwaltung

**	�Einschl. Meister-/Technikerausbildung und 
Schulen des Gesundheitswesens

Weiterbildungsbeteiligung der Bevölkerung im Alter von 19 bis 64 Jahren  
nach Weiterbildungstypen (2012) (Mehrfachnennungen)

Teilnahme insgesamt 49,0 %  
darunter:

Teilnahme an  
betrieblicher Weiterbildung 

33,0 %

Teilnahme an individuell- 
berufsbezogener Weiterbildung 

12,0 %

Teilnahme an nicht berufs- 
bezogener Weiterbildung  

13,0 %
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Bildungs- und Berufsberatung im Kontext lebenslangen Lernens 

Die Quelle für unseren Wohlstand in Deutschland sind unsere Menschen: Auf ihre Fähigkeiten und Kenntnisse, aber auch auf 

ihre Potenziale sind wir angewiesen. Lebenslanges Lernen, die volle Entfaltung der individuellen Kompetenzen und der Erhalt 

der Beschäftigungsfähigkeit jeder und jedes Einzelnen sind hierfür von entscheidender Bedeutung. Dabei gilt es nicht nur, 

bisher erwerbslose Menschen durch Lernen und eine bessere Bildung in den Arbeitsmarkt zu integrieren, sondern auch die 

Potenziale der Beschäftigten noch besser zu fördern und bei der eigenständigen Bildungs- und Berufsplanung zu begleiten. 

Um diese Ziele zu erreichen, brauchen die Menschen Unterstützung durch qualitativ hochwertige Beratung für Bildung und 

Weiterbildung, für die Berufsbildung und den Arbeitsmarkt. Die Bildungsberatung stellt im Kontext lebenslangen Lernens ein 

bedeutendes Bindeglied dar zwischen den Anliegen der Bürgerinnen und Bürger und den Erfordernissen des Arbeits- und 

Bildungsmarktes. Deutschland blickt auf eine lange Tradition einer gut ausgebauten Schul- und Berufsberatung zurück. Gesell-

schaftliche und ökonomische Veränderungen bringen jedoch auch neue Herausforderungen für eine permanente Weiterent-

wicklung der Beratungsstrukturen mit sich. Der vom Bundesbildungsministerium eingerichtete Innovationskreis Weiterbildung 

und die „Konzeption der Bundesregierung zum Lernen im Lebenslauf“ (2008) sowie der Koalitionsvertrag von 2013 empfehlen 

konkrete Verbesserungen im Beratungsangebot und eine Steigerung der Qualität und Professionalität in der Beratung. Die 

verbesserte Koordinierung und Kooperation im Beratungssystem, stärkere Transparenz bei den Dienstleistungen und die re-

gelmäßige Fortbildung der Beratungsfachkräfte gehören hier zu den wichtigsten Handlungsfeldern. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat hierzu verschiedene Maßnahmen in die Wege geleitet, die darauf 

zielen, sowohl die Bedeutung von Beratung für lebenslanges Lernen zu stärken als auch die nötige Infrastruktur weiter aus-

zubauen: Um den Zugang zu Weiterbildungsberatung zu vereinfachen, hat das Bundesministerium für Bildung und Forschung 

in Kooperation mit den Ländern die Entwicklung und Erprobung eines bundesweiten Bildungsberatungstelefons beauftragt. 

Darüber hinaus wurde mit dem Programm „Lernen vor Ort“ das lokale Bildungsmanagement gestärkt, was die Bildungsbera-

tung als zentrales Handlungsfeld einschließt. Zur Verbesserung der Beratungsqualität wurde ein Projekt zur Entwicklung von 

Qualitätsstandards und eines Qualitätsentwicklungsrahmens für den Beratungsbereich gefördert. Zur Verbesserung einer früh-

zeitigen Berufsorientierung und zur Erleichterung des Übergangs von der Schule ins Arbeitsleben stellt die Bundesregierung 

Fördermittel für Berufseinstiegsbegleiter und Bildungslotsen bereit. 

Zur Erreichung der Ziele in den europäischen Strategien EU 2020 und ET 2020 und zur Erfüllung der europäischen Jugend-

garantie ist der Beitrag der Beratung unerlässlich. Das Europäische Netzwerk für eine Politik lebensbegleitender Beratung 

(ELGPN), in dem Deutschland einen starken Partner für die Förderung lebensbegleitender Beratung sieht, bietet den Rahmen 

für internationalen Austausch und Impulse. 

Gute Beratung hilft, Umwege zu vermeiden, und wirkt unterstützend auf die Bildungs- und Erwerbsbiografie. In Anbetracht 

unserer Zukunftsperspektiven – Stichworte sind die ständige Veränderung in Wirtschaft und Gesellschaft, die zunehmen-

de Notwendigkeit, sich beruflich immer wieder neu zu orientieren, der demografische Wandel, der Fachkräftemangel am 

Arbeitsmarkt und die wachsende Mobilität als Antwort auf die Globalisierung – wird deutlich, dass eine gut ausgebaute und 

professionelle Bildungs- und Berufsberatung bei der Lösung dieser Probleme eine wesentliche Rolle spielen kann. Diesen 

Herausforderungen können wir in Deutschland besser begegnen, wenn wir die Rolle der Beratung stärken und ihre kontinu-

ierliche Verbesserung fördern. Dabei ist es von entscheidender Bedeutung, die relevanten Akteure in die Gestaltung künftiger 

Beratungsmaßnahmen mit einzubinden, um ein Beratungsangebot zu schaffen, das die und den Einzelnen bei der Gestaltung 

ihrer und seiner Bildungs- und Beschäftigungsbiografie zielführend begleitet. 

Ich freue mich, der interessierten Öffentlichkeit und unseren Partnern in Europa und in anderen Teilen der Welt mit dieser Bro-

schüre einen Überblick über das deutsche Beratungssystem und die bereits erreichten Ziele zu ermöglichen. 

Kornelia Haugg

Leiterin der Abteilung Berufliche Bildung und Lebenslanges Lernen 

Bundesministerium für Bildung und Forschung
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1.	 Einführung 

Damit alle Bürgerinnen und Bürger ihren Bildungs- und Be-

rufsweg eigenständig und eigenverantwortlich planen und 

begründete Entscheidungen hierzu treffen können, stehen 

in jedem Lebensabschnitt – sei es in der Schule, in der Aus-

bildung oder im Studium, im Beruf, bei Arbeitslosigkeit und 

bei Fragen zur Weiterbildung – entsprechende Beratungs-

angebote zur Verfügung. Diese Broschüre will einen Über-

blick über die Grundzüge des deutschen Beratungssystems 

geben – vorrangig für ausländische Leser und andere Inter-

essierte, die sich einen raschen Überblick verschaffen wol-

len – ohne Anspruch auf vollständige Darstellung. 

Das deutsche Beratungssystem spiegelt die verfas-

sungsmäßige Ordnung des Bildungs- und Beschäftigungs-

systems in der Bundesrepublik Deutschland mit seinen 

zwischen Bund, Ländern und Kommunen geteilten Zustän-

digkeiten wider. Die 16 Länder sind für Bildung und Kultur 

und damit auch für das Schul- und Hochschulwesen sowie 

in Teilen auch für die Erwachsenenbildung und die dort 

jeweils angesiedelten Beratungsangbote zuständig. Dem 

Bund obliegt die Verantwortung für die nicht schulische 

berufliche Aus- und Weiterbildung sowie für die Arbeits-

marktpolitik und die entsprechenden Beratungsdienste 

einschließlich der Berufsberatung der Bundesagentur für 

Arbeit (BA) mit ihren lokalen Arbeitsagenturen. Neben den 

Institutionen des Bundes und den Ländern sind die Kom-

munen weitere wichtige Akteure bei der Bereitstellung von 

Beratungsangeboten (z. B. durch Volkshochschulen oder 

im Rahmen ihrer sozialpflegerischen Aufgaben). 

Orientiert an den rechtlichen Zuständigkeiten beruht 

das deutsche Beratungssystem traditionell auf der Unter-

scheidung zwischen Bildungs- und Weiterbildungsbera-

tung (in den Institutionen des Bildungswesens) einerseits 

und Berufsberatung (im Bereich von Berufsausbildung, 

Beruf und Arbeitsmarkt) andererseits. Angesichts der 

wachsenden Bedeutung lebenslangen Lernens in der mo-

dernen Wissensgesellschaft und der dafür erforderlichen 

Beratungsangebote verliert diese Unterscheidung jedoch 

zunehmend an Bedeutung zugunsten von integrativen, le-

bensbegleitenden und bereichsübergreifenden Beratungs-

leistungen. Maßnahmen zur Kooperation, Vernetzung und 

Koordination sind daher eine wichtige Voraussetzung für 

mehr Transparenz und Kohärenz sowie für die Effektivität 

und Effizienz der vielfältigen Beratungsangebote. 

Die Beratung für Bildung, Beruf und Beschäftigung in 

Deutschland orientiert sich an dem gemeinsam mit den 

Partnern in der Europäischen Union (EU) formulierten um-

fassenden Beratungsbegriff (siehe Kasten), der alle Formen 

der Bildungs-, Berufs- und Laufbahnberatung ebenso wie 

Berufsorientierung, Berufswahlunterricht, Kompetenzfest-

stellung und Selbstinformationsangebote einschließt. Aus 

Gründen der sprachlichen Vereinfachung wird im Text der 

Begriff „Beratung“ oft auch synonym für Bildungs-, Berufs- 

und Beschäftigungsberatung verwendet. 

2.	 Struktur des Bildungssystems 
in Deutschland 

Trotz zum Teil unterschiedlicher Schulformen in den ein-

zelnen Bundesländern gilt generell für das Bildungssystem 

in Deutschland folgende Grundstruktur: Elementarbereich, 

Primarbereich, Sekundarstufen I und II, tertiärer Bereich 

und Weiterbildung (siehe Grafik Seite 5). 

Alle Schülerinnen und Schüler besuchen die Grund-

schule von der 1. bis zur 4. Klasse (in einigen Ländern bis 

zur 6. Klasse). Im Anschluss wechseln sie in die Sekundar-

stufe  I an Haupt-, Real- und Gesamtschulen oder an Gym-

nasien. Zunehmend gibt es in vielen Ländern integrierte 

Sekundarschultypen, die mehrere Bildungsgänge anbieten 

und zu verschiedenen Abschlüssen führen. Mit Abschluss 

der 9. oder 10. Klasse (im Alter von 15/16 Jahren) ist die 

Schulpflicht für allgemeinbildende Schulen beendet. 

Für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogi-

schem Förderbedarf, soweit er in allgemeinen Schulen 

nicht entsprechend angeboten werden kann, gibt es ver-

schiedene Arten von Förderschulen. 

Lebensbegleitende Bildungs- und Berufsberatung  
in Deutschland – Strukturen und Angebote 

EU-Definition

„Vor dem Hintergrund des lebenslangen Lernens erstreckt 

sich Beratung auf eine Vielzahl von Tätigkeiten, die Bürger 

jeden Alters in jedem Lebensabschnitt dazu befähigen, sich 

Aufschluss über ihre Fähigkeiten, Kompetenzen und Interes-

sen zu verschaffen, Bildungs-, Ausbildungs- und Berufsent-

scheidungen zu treffen sowie ihren persönlichen Werdegang 

bei der Ausbildung, im Beruf und in anderen Situationen, in 

denen diese Fähigkeiten und Kompetenzen erworben und/ 

oder eingesetzt werden, selbst in die Hand zu nehmen.“ 

(Europäische Union 2004, S. 2)
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	� Schematisierte Darstellung der typischen Struktur des Bildungssystems der Bundesrepublik Deutschland. In den einzelnen  

Bundesländern bestehen Abweichungen.

	� Die Zurechnung des Lebensalters zu den Bidungseinrichtungen gilt für den jeweils frühestmöglichen typischen Eintritt und 

bei ununterbrochenem Gang durch das Bildungssystem.

Bildungs- 

bereich

Lebens- 

alter

Grundstruktur des Bildungswesens der Bundesrepublik Deutschland

Quelle: CEDEFOP, ReferNet Germany: VET in Europe – Country Report, 2010, Seite 73, überarbeitet
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Im Anschluss an die allgemeine Schulpflicht folgt die 

Sekundarstufe II. Die Wahl des Bildungsgangs und Schul-

typs in der Sekundarstufe II wird sowohl von den Bildungs-

wünschen und Interessen der Schüler/innen und deren 

Eltern als auch durch die Leistungen beim Abschluss der 

Sekundarstufe I bestimmt. Neben einem weiteren Schulbe-

such in allgemeinbildenden oder beruflichen Vollzeitschu-

len kann die Sekundarstufe II auch im Rahmen einer be-

ruflichen Ausbildung im dualen System (in Betrieben und 

Berufsschulen) absolviert werden. 

Weit über 50  % der entsprechenden Altersgruppe er-

reichen an Gymnasien, Gesamtschulen, erweiterten 

Sekundarschulen, Fachoberschulen sowie an beruf

lichen Vollzeitschulen das Abitur/die Fachhochschul-

reife, die den Zugang zu einem Studium an Hochschulen 

ermöglichen (siehe Grafik Umschlagseite). 

Etwa 63 % aller 25- bis 35-Jährigen absolvieren eine 

Berufsausbildung, die Mehrheit davon im dualen Sys-

tem (siehe Grafik auf der Umschlagseite). Dabei wird die 

praktische Ausbildung im Betrieb durchgeführt, ergänzt 

durch Phasen schulischer Bildung in Berufsschulen. Dem 

Bund obliegt dabei die Verantwortung für die gesetzlichen 

Regelungen der betrieblichen Ausbildung, während die 

Berufsschulen der Verantwortung der Länder unterstehen. 

Tertiäre Bildung in Hochschulen – in rechtlicher Ver-

antwortung der Länder – wird von autonomen Universitä-

ten, Technischen Universitäten, Fachhochschulen und Hoch-

schulen für Kunst, Musik oder für Theologie angeboten. 

Trotz einer wachsenden Anzahl privater tertiärer Einrichtun-

gen studieren rund 94 % der Studierenden in Deutschland 

an Hochschulen in öffentlicher Trägerschaft (Autorengruppe 

Bildungsberichterstattung, 2014). Als Teil der konkurrieren-

den Gesetzgebung zwischen Bund und Ländern werden der 

Zugang zu Hochschulen und die zu vergebenden Abschlüs-

se vom Bund geregelt. Die Länder haben jedoch die Mög-

lichkeit, hierzu auch eigene Regelungen zu treffen. 

Die Ständige Konferenz der Kultusminister der 

Länder (KMK) koordiniert die notwendige Abstimmung 

der Bildungspolitik der Länder, um die Vergleichbarkeit der 

Bildungsgänge sicherzustellen. 

In den letzten Jahren wurden im deutschen Bildungs-

system grundlegende Reformen eingeführt. Besondere Be-

deutung wird dabei der Qualitätssicherung und der Qua-

litätsentwicklung beigemessen. Dazu wurden nationale 

Bildungsstandards eingeführt. Auch im tertiären Bildungs-

bereich wurden dem Bolognaprozess in der EU folgend in 

den letzten Jahren weitreichende Reformen zur Moder-

nisierung, Internationalisierung und Qualitätssicherung 

durchgeführt. 

3.	 Beratungsangebote in Bildung, 
Beruf und Beschäftigung 

3.1 	Beratung und Orientierung  
durch die Schule 

In allen 16 Bundesländern ist das Angebot von Schul- und 

Schullaufbahnberatung gesetzliche Pflicht allgemeinbil-

dender Bildungseinrichtungen. Dabei werden in den ver-

schiedenen Stufen der Schullaufbahn unterschiedliche 

Formen von Beratung angeboten. Diese beinhalten Bera-

tung zu Bildungsgängen und Schultypen, Unterstützung 

bei Lernschwierigkeiten, psychologische Beratung und 

Begutachtung durch den Schulpsychologischen Dienst so-

wie Berufsorientierung im Unterricht. Die Beratung in den 

Schulen wird durch Beratungslehrer/innen, Sozialarbeiter/

innen, Schulpsychologen/innen und durch Berufsberater/

innen der Arbeitsagenturen, die mit den Schulen zusam-

menarbeiten, durchgeführt. 

Individuelle Schulberatung und  
Schullaufbahnberatung 

Schulberatung und Schullaufbahnberatung konzentrieren 

sich zumeist auf die Wahl des Schultyps, des Schulniveaus 

sowie bestimmter Fächerkombinationen. Sie beginnen be-

reits mit der Entscheidung zur Einschulung. Von besonde-

rer Bedeutung ist Beratung aber an den Übergängen von 

einem Schultyp zum anderen, insbesondere beim Wechsel 

in die Sekundarstufe I. Auch zum Ende der Sekundarstufe I 

sowie in der Sekundarstufe II benötigen die Schüler/innen 

Beratung und Berufsorientierung, um Interessen und Fähig-

keiten festzustellen und Fächer und akademische Möglich-

keiten entsprechend auszuwählen. Schul- und Schullauf-

bahnberatung richten sich auch an die Eltern, die zumeist 

über die Schullaufbahn ihrer Kinder mitentscheiden. 

Neben den Beratungen in Schulen haben einige Kommu-

nen spezielle Beratungszentren oder Informationsdienste 

eingerichtet, die Schul- und Schullaufbahnberatung anbie-

ten. Außerdem betreiben die meisten Länder Informations-

plattformen für Schüler/innen und Eltern im Internet. 

Schulpsychologischer Dienst 

Der in allen Ländern vorhandene Schulpsychologische 

Dienst ist in der Regel schulübergreifend organisiert und 

betreut mehrere Schulen in einer Region. Das Angebot kon-

zentriert sich auf psychologische Beratung, Diagnose und 

Begutachtung im Hinblick auf schwere Lern- und Verhal-

tensschwierigkeiten und auf Konfliktmanagement. Dabei 

richtet sich der Schulpsychologische Dienst nicht nur an 

Schüler/innen aller Altersstufen und Schulformen, sondern 
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auch an Eltern, Lehrkräfte und weitere Mitarbeiter/innen. 

Im Schulpsychologischen Dienst sind diplomierte Psycho-

logen/innen tätig, die oft eine zusätzliche Lehramtsausbil-

dung absolviert haben. 

Berufsorientierung und Berufswahlvorbereitung  
im Unterricht 

Berufsorientierung und Berufswahlvorbereitung ist in allen 

Bundesländern ein fester Bestandteil des Lehrplans in der 

Sekundarstufe. Sie verfolgt das Ziel, Schüler/innen durch die 

Verbesserung ihrer berufsbiografischen Gestaltungskompe-

tenzen und ihrer Fähigkeiten, Informationen zu recherchie-

ren und zu verarbeiten sowie Entscheidungen zu treffen, 

auf die Arbeitswelt vorzubereiten. In einigen Ländern wird 

dies im Rahmen eines eigenen Faches angeboten, das un-

terschiedlich bezeichnet wird, wie z. B. Arbeitslehre, Arbeit – 

Wirtschaft – Technik u. a. Berufsorientierung kann aber auch 

in anderen Fächern in den Stundenplan integriert sein (z. B. 

im Fach Sozialkunde oder Wirtschaft und Recht). Häufig wer-

den zusätzlich außerschulische Aktivitäten, oft in Koope-

ration mit lokalen Arbeitgebern angeboten. Weiterhin sind 

Betriebspraktika und Betriebsbesuche sowie der Besuch im 

Berufsinformationszentrum der Arbeitsagentur (BIZ) in der 

Regel fester Bestandteil der Berufsorientierung in Schulen. 

Das zwei- bis dreiwöchige obligatorische Praktikum in Be-

trieben, Praxen oder der Verwaltung vermittelt den Jugend-

lichen einen lebendigen Eindruck von den Anforderungen 

der Arbeitswelt. Die Verwendung eines Berufswahlpasses 

(Portfolio-Ansatz) ermöglicht es den Schülern/innen, ihre 

berufsbezogenen Erfahrungen zu dokumentieren. 

In ganz Deutschland werden partnerschaftliche Ver-

bindungen zwischen Schule und Arbeitswelt durch die 

regionalen „Arbeitskreise Schule – Wirtschaft“ unterstützt. 

Neben Praktikumsprogrammen für Lehrende und Schüler/

innen, Weiterbildungsangeboten für Lehrkräfte und an-

deren arbeitsmarktbasierten Angeboten unterstützen die 

Arbeitskreise „Schülerfirmen“ oder begründen partner-

schaftliche Vereinbarungen zwischen Schulen und lokalen 

Firmen, um Schülerinnen und Schülern praktische Erfah-

rungen zu bieten. 

Beratung in Bildung, Beruf und Beschäftigung in Deutschland – Strukturen und Angebote
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Während Beratungsaktivitäten in der Sekundarstufe I 

sich auf den Übergang von der Schule in die Berufsaus-

bildung oder weiterführende Schulen konzentrieren, fo-

kussieren die entsprechenden Aktivitäten in der Sekun-

darstufe II eher auf Studienorientierung und akademische 

Bildungsgänge. Von allen Anfängern einer dualen Ausbil-

dung verfügten aber 2012 24  % über eine Studienberechti-

gung. Dies zeigt, dass nicht alle Abiturienten/innen unmit-

telbar ein Studium aufnehmen (BiBB, 2014). 

3.2	 Berufsberatung und Berufsorientierung 
durch die Arbeitsagenturen in der  
Schule 

Gemäß ihrem gesetzlichen Auftrag sind die Agenturen für 

Arbeit (AA) für die Berufsberatung Jugendlicher und Er-

wachsener in allen Fragen der Berufswahl und der beruf-

lichen Entwicklung einschließlich der dazu erforderlichen 

schulischen Bildung zuständig (Sozialgesetzbuch SGB III, 

§§ 29–33). Dies schließt vor allem die berufliche Beratung 

und Berufsorientierung von Schülerinnen und Schülern ein. 

Die Berufsorientierung in der Schule wird durch Be-

rufsberater/innen der Arbeitsagenturen unterstützt. Diese 

im Vergleich zu anderen EU-Ländern ungewöhnliche Praxis 

ergibt sich aus der herausragenden Bedeutung des dualen 

Ausbildungssystems in Deutschland für die berufliche Qua-

lifizierung der Mehrheit der Schulabgänger/innen. Die Wahl 

eines Ausbildungsberufs und eines Ausbildungsbetriebs 

kann besser gelingen, wenn sie durch Beraterinnen/Bera-

ter unterstützt wird, die Erfahrung auf dem Arbeitsmarkt 

und direkte Kontakte zu Ausbildungsbetrieben und Arbeit-

gebern haben. Daher bieten die lokalen Arbeitsagenturen 

ein kombiniertes Beratungsangebot aus Berufsorientierung, 

individueller Beratung und Ausbildungsvermittlung an. Da-

bei profitieren nicht nur die Jugendlichen, sondern auch die 

Arbeitgeber von dieser Dienstleistung, die ihnen die Suche 

nach geeigneten Auszubildenden erleichtert. 

Die Arbeitsagenturen bieten individuelle Berufsbe-

ratung nicht nur in ihren örtlichen Dienststellen, sondern 

regelmäßig auch in den Schulen an. Weiterhin halten sie be-

rufsorientierende Unterrichte in den Klassen, organisieren 

Workshops und Seminare und betreuen Klassen im Berufsin-

formationszentrum (BIZ). Im BIZ werden auch Ausbildungs-

messen sowie berufsbezogene Seminare und Vorträge ver-

anstaltet. Außerdem unterstützen die Berufsberater/innen 

die Lehrer/innen in allen Fragen der Berufsorientierung und 

des Berufswahlunterrichts. Diese Angebote gelten sowohl 

für die Sekundarstufe I als auch für die Sekundarstufe II. Die 

Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung ist in einer 

Vereinbarung zwischen der Bundesagentur für Arbeit und 

der Kultusministerkonferenz (KMK, 2004) sowie ergänzen-

den Vereinbarungen auf Länderebene geregelt. 

Neben der Kooperation mit Schulen arbeitet die Berufs-

beratung der AA eng mit den Kammern, den Arbeitgeber-

verbänden, den Gewerkschaften und anderen öffentlichen 

Einrichtungen zusammen, wie z. B. Jugend- und Sozial-

ämtern, den Organisationen und Fördereinrichtungen für 

besondere Zielgruppen. Zunehmend sollen durch lokale 

Vernetzungen zur Berufsorientierung und -beratung ge-

meinsame Anlaufstellen, sogenannte Jugendberufsagen-

turen eingerichtet werden, die abgestimmte „Übergänge 

nach Maß“ ermöglichen, was eine bessere Betreuung von 

benachteiligten Schülern/innen sowie die Vermeidung von 

Abbrüchen einschließt. Solche Ansätze dienen auch der 

Umsetzung der Europäischen Jugendgarantie. 

Eine große Vielfalt von Druck- und Onlinemedien zu 

den Themen Berufe, Karriere, Ausbildungs- und Studienan-

gebote sowie Selbsteinschätzungstests und Informationen 

über den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt werden von der 

Bundesagentur für Arbeit herausgegeben. Sie sind im BIZ 

und im Internet zugänglich, werden aber auch an Schulen 

verteilt. 

Darüber hinaus unterhalten die Arbeitsagenturen psy-

chologische und medizinische Fachdienste, die bei 

Bedarf psychologische Begutachtungen und Tests durch-

führen oder medizinische Gutachten erstellen, um die ko-

gnitive, psychische und physische Eignung für bestimmte 

Berufe und Ausbildungen zu prüfen. Diese Fachdienste 

werden auf Empfehlung der Berater/innen insbesondere 

von bestimmten Zielgruppen (z. B. Menschen mit Behin-

derung und Benachteiligte) genutzt, um deren Berufswahl 

und berufliche Entwicklung zu unterstützen. 

Das Beratungsangebot der Arbeitsagenturen wird 

durch spezielle Förderinstrumente für Jugendliche 

und finanzielle Unterstützungsinstrumente für Auszubil-

dende und für besondere Zielgruppen ergänzt (z. B. Re-

habilitationsmaßnahmen, Betriebspraktika, berufsvorbe-

reitende Kurse, finanzielle Förderung der Ausbildung von 

Benachteiligten und Rehabilitanden). 

3.3	 Studien- und Berufsberatung  
im Hochschulbereich 

Die Hochschulgesetze der Länder verpflichten in der Regel 

die Hochschulen, die Studierenden und Studienbewerber 

zu informieren und zu beraten und mit anderen Akteuren 

zusammenzuarbeiten. 

Zentrale Studienberatung und Studienfachberatung 

Fast alle Hochschulen verfügen über Einrichtungen einer 

Zentralen Studienberatung, die Beratung, Information 

und Orientierung in allen das Studium betreffenden Fragen 
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bietet, wie z. B. Auswahl der Hochschule, Wahl des Studi-

engangs und des Studienfaches, Prüfungsbestimmungen 

und Beratung im Falle von Lern- und persönlichen Proble-

men. Die Zentrale Studienberatung veranstaltet spezielle 

Kurse zu Themen wie Prüfungsvorbereitung, Arbeitsorga-

nisation, Stressbewältigung und Zeitmanagement. Neben 

der individuellen Beratung haben viele Studienberatungen 

auch eine Mediathek für die Selbstinformation. Sie orga-

nisieren außerdem Informationsveranstaltungen für Abitu-

rienten/innen und Einführungskurse für Studienanfänger/

innen. Die Zentralen Studienberatungen kooperieren im 

Rahmen ihrer Beratungsarbeit mit verschiedenen Partnern 

wie Schulen, Arbeitsagenturen, wissenschaftlichen und 

akademischen Einrichtungen, Betrieben und Verbänden 

der Wirtschaft. 

Studienfachspezifische Beratung wird dezentral von 

den Fakultäten und Instituten erbracht. Professoren/innen 

und wissenschaftliche Mitarbeiter/innen, die als Studien-

fachberater/innen beauftragt werden, führen die Studien-

fachberatung neben ihren Lehr- und Forschungsaufgaben 

durch. 

Weitere Beratungsdienste im Umfeld der Hochschulen 

Die meisten deutschen Hochschulen haben außerdem 

Career Services/Center eingerichtet, die den Übergang 

vom Studium in den Beruf durch spezielle Seminare, Job-

messen und andere arbeitsmarktbezogene Veranstaltun-

gen unterstützen. In der Regel arbeiten die Career Center 

mit Experten/innen der örtlichen AA, mit den Kammern, 

Arbeitgeberverbänden und mit örtlichen oder überregional 

tätigen Arbeitgebern zusammen. Schließlich engagieren 

sich die Career Center zunehmend für die Reform von Stu-

diengängen und Studienfächern sowie für die Ausbildung 

von überfachlichen Kompetenzen, sodass die Absolven-

ten/innen den Anforderungen des Arbeitsmarktes besser 

entsprechen können. 

Die Studentenwerke sind für die sozialen Angele-

genheiten der Studierenden zuständig wie studentisches 

Wohnen, Leben und Arbeiten, die Mensen, finanzielle För-

derung und Kinderbetreuung. Manche Studentenwerke 

bieten neben der Beratung zu diesen Themen auch Bil-

dungs- und Berufsberatung an. 

Ausländische Studierende und deutsche Austauschstu-

denten werden vom Akademischen Auslandsamt der 

Hochschulen beraten. 

Spezielle Hochschulteams bzw. Hochschulbera- 

ter/innen der Arbeitsagenturen an größeren Hoch-

schulstandorten bieten Beratung für Studierende sowie 

Beratung und Unterstützung bei der Arbeitsvermittlung 

für Hochschulabsolventen/innen und arbeitslose Akademi-

ker/innen sowohl direkt auf dem Gelände der Hochschule 

wie auch in den Agenturen an. 

Zusätzlich zu den öffentlichen Beratungsdiensten der 

Schulen, Hochschulen und AA gibt es zahlreiche freiberuf-

liche Karriereberater/innen, Beratungsfirmen und private 

Bildungsanbieter, die Studierenden und Hochschulabsol-

venten/innen Beratung und Unterstützung anbieten. Die-

se sind in der Regel kostenpflichtig, während die anderen 

genannten Beratungsangebote öffentlich finanziert sind. 

3.4 	Beratung in den Bereichen  
Beschäftigung, Weiterbildung,  
Arbeitslosigkeit 

Beratungsangebote der Arbeitsagenturen  
und Jobcenter 

Die Arbeitsagenturen bieten neben der Arbeitsvermittlung 

und den finanziellen Unterstützungsleistungen für Arbeits-

lose Berufsberatung für alle Bürgerinnen und Bürger 

unabhängig von Alter, Ausbildung und Lebens- und Ar-

beitssituation als kostenfreie öffentliche Dienstleistung an. 

Diese ist im Dritten Sozialgesetzbuch (SGB III, § 29–33) als 

rechtliche Verpflichtung der BA verankert. 

Heute wird Berufsberatung mehr denn je als ein lebens-

begleitender Prozess von der Bildungs- und Berufswahl 

über Berufs- und Arbeitsplatzwechsel, Weiterbildung und 

Arbeitslosigkeit bis hin zum Ruhestand verstanden. Ent-

sprechend bieten die Arbeitsagenturen Information und 

Beratung zu allen Fragen der Berufswahl und beruflichen 

Entwicklung, beruflichen Aus- und Weiterbildung, zu Stu-

dium, Arbeitsplatzwechsel und Mobilität, Wiedereinstieg, 

Arbeitsvermittlung und Selbstständigkeit sowie zu allen 

arbeitsmarktbezogenen Fördermaßnahmen und finanziel-

len Leistungen an. Auch wenn die Beratungsangebote der 

Agentur für Arbeit umfassend und für Schulabgänger und 

Studierende gut ausgebaut sind, so konzentrierten sie sich 

bei Erwachsenen lange Zeit auf Menschen, die arbeitslos 

gemeldet oder von Arbeitslosigkeit bedroht sind. Mit dem 

Ausbau der Weiterbildungsberatung durch sogenannnte 

„Weiterbildungsberater/innen“ soll die Beratung beschäf-

tigter Erwachsener gestärkt werden. 

Die Beratungs- und Vermittlungsdienste der Bundes-

agentur werden durch eine Vielzahl von Print- und Online-

medien unterstützt (siehe S. 15). Neben Infoportalen zu 

Berufen und Weiterbildungen bietet die Jobbörse der BA 

elektronische Vermittlung für Bewerber und Arbeitgeber 

sowie Online-Bewerbungshilfen. 
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Die Beratung arbeitsloser und arbeitssuchender 

Menschen wird in den Arbeitsagenturen zumeist von 

Arbeitsvermittlern/innen durchgeführt, die in der Regel 

auch eine Basisausbildung für die Beratungsaufgabe haben. 

Auf der Basis einer Stärken-/Schwächenanalyse (Profiling) 

werden Fähigkeiten und Kompetenzen sowie die Eignung 

für bestimmte Arbeitsstellen festgestellt. In einer Einglie-

derungsvereinbarung werden die nächsten Schritte und 

Pflichten des/der Arbeitslosen und des/der Vermittlers/in 

festgehalten. Falls die berufliche Integration eine Weiterbil-

dung oder andere Maßnahmen erfordert, um die Einstellung 

zu erleichtern, wird dies in der Eingliederungsvereinbarung 

festgehalten und muss entsprechend umgesetzt werden. 

Seit 2005 wurden mit der Zusammenlegung von Ar-

beitslosenhilfe und Sozialhilfe (SGB II) zu einer soge-

nannten Grundsicherung grundlegende gesetzliche Ver-

änderungen für die berufliche Integration arbeitsfähiger 

Langzeitarbeitsloser vorgenommen. Diese betreffen alle 

Menschen, die länger als zwölf Monate arbeitslos sind, so-

wie solche, die nie in einem sozialversicherungspflichtigen 

Beschäftigungsverhältnis standen. Dem Prinzip von „Fördern 

und Fordern“ folgend, ist die berufliche Beratung hierbei 

verpflichtend. Dies bedeutet, dass das Arbeitslosengeld nur 

dann gezahlt wird, wenn Unterstützungsmaßnahmen wie 

die Berufsberatung wahrgenommen und deren Ergebnisse 

beachtet werden. Meist erfolgt die Beratung und Unterstüt-

zung im Rahmen des SGB II in sogenannten Jobcentern, 

die gemeinsam von der örtlichen Agentur für Arbeit und der 

Kommune, oder auch von den Kommunen allein getragen 

werden. Hier erhalten die Langzeitarbeitslosen eine umfas-

sende Betreuung im Sinne eines Case Managements. Dieses 

beinhaltet nicht nur Vermittlung und Beratung zu berufli-

chen Möglichkeiten und Weiterbildungen, sondern bezieht 

die gesamte Lebenssituation des Kunden/ der Kundin sowie 

die Unterstützung bei der Beantragung aller erforderlichen 

finanziellen Leistungen der Grundsicherung ein. Arbeitslose 

Jugendliche unter 25 Jahren werden in einer eigenen Orga-

nisationseinheit (Team U 25) betreut und erhalten bei mul-

tiplen Problemlagen eine intensivere Betreuung (gesetzlich 

festgelegte Betreuungsrelation: ein/e Fallmanager/in für  

75 Jugendliche). Sie haben das Recht auf ein sofortiges Ar-

beits- oder Ausbildungsangebot. 

Beschäftigte und Arbeitslose können, wenn dies zur 

Verbesserung ihrer Chancen auf dem Arbeitsmarkt erfor-

derlich ist, einen Bildungsgutschein für eine berufliche 

Weiterbildung oder Umschulung von der Agentur für 

Arbeit beziehungsweise dem Jobcenter erhalten (SGB III, 

§ 81). Voraussetzung dafür ist eine Beratung über die 

persönlichen Umstände, Motivation und Eignung des/der 

Bewerbers/in sowie das angestrebte Bildungsziel. Da die 

Arbeitsagenturen oder Jobcenter keinen bestimmten Bil-

dungsanbieter oder Kurs empfehlen dürfen, müssen die 

Inhaber eines Bildungsgutscheins einen akkreditierten An-

bieter und Kurs entweder über die bundesweite Datenbank 

KURSNET (siehe S. 15) oder mithilfe anderer Beratungsein-

richtungen auswählen. 

Weiterbildungsberatung durch die Kommunen 

Beratungsdienstleistungen für Erwachsene außerhalb der 

Agenturen für Arbeit konzentrieren sich in der Regel auf 

die allgemeine und berufliche Weiterbildung. Die meisten 

Kommunen unterhalten Volkshochschulen, die sowohl 

allgemeinbildende Kurse als auch berufliche Weiterbil-

dungsmaßnahmen durchführen. Zu ihren regulären Aufga-

ben gehören Information und Beratung zu eigenen Kursen 

wie auch zu persönlichen Lern- und Bildungsfragen. Diese 

Beratungsleistungen werden in der Regel von den Dozen-

ten/innen, die oft eine Zusatzqualifikation in Beratung ha-

ben, neben ihrer Lehrtätigkeit erbracht. 

Zunehmend unterhalten Kommunen daneben auch 

unabhängige Bildungs- und Weiterbildungsberatungs-

stellen, die zum Teil von der Bundesregierung oder auch 

durch Länderprogramme initiiert und gefördert wurden 

und jedermann offenstehen. 

Programme der Bundesregierung  
zur Weiterbildungsberatung 

Die Bundesregierung initiierte und finanzierte im Rahmen 

der Strategie für Lebenslanges Lernen verschiedene Pro-

gramme zur Förderung der Weiterbildung und (Weiter-) 

Bildungsberatung. Im Kontext der Programme „Lernende 

Regionen – Förderung von Netzwerken“ (2001–2007) 

und „Lernen vor Ort“ (2009–2014) förderte sie den Aus-

bau und die Professionalisierung von Bildungs- und Weiter-

bildungsberatung in den Kommunen. 

Um die Bereitschaft zur und die Teilnahme an Weiterbil-

dung von Beschäftigten zu erhöhen, fördert das BMBF diese 

über eine Bildungsprämie. Die Prämie in Höhe von bis zu 

500 € wird im Anschluss an eine Beratung zu den Zielen der 

Weiterbildung, zu möglichen Kursen und deren Anforderun-

gen sowie zu den persönlichen Voraussetzungen gewährt. 

Die Prämienberatung kann nur von anerkannten Einrich-

tungen durchgeführt werden (zumeist Volkshochschulen, 

kommunale oder private Weiterbildungseinrichtungen, aber 

auch Kammern, Gewerkschaften oder freie Träger). 

Darüber hinaus hat das BMBF in Zusammenarbeit mit 

den Ländern ein Konzept für ein bundesweites Service-

telefon für Weiterbildungsberatung entwickelt, das in 

einer Pilotphase erprobt werden soll. In einigen Regionen, 

Kommunen und Ländern sind ähnliche Hotlines und Inter-

netportale bereits vorhanden. 



Lebensbegleitende Bildungs- und Berufsberatung in Deutschland
11

Berufliche Beratung durch Wirtschaftsverbände  
und Sozialpartner 

Auch Kammern, Wirtschaftsverbände und Sozialpartner 

führen Beratung zu beruflicher Bildung und Weiterbildung 

durch. Ihre Beratungsleistungen richten sich z.T. auch an 

Schulen, Hochschulen und vor allem an Betriebe. 

Die Unterstützung und Überwachung der dualen be-

trieblichen Berufsausbildung durch Information und Aus-

bildungsberatung ist eine gesetzliche Verpflichtung 

der Industrie- und Handelskammern und der Hand-

werkskammern (Berufsbildungsgesetz § 76/Handwerks-

ordnung § 41a). Die Ausbildungsberater/innen in den 

Kammern beraten dabei nicht nur die Auszubildenden, 

sondern auch ihre Erziehungsberechtigten sowie Berufs-

schullehrer/innen, Betriebe, Ausbilder/innen, Betriebsräte 

und Jugendvertretungen zu Themen der betrieblichen Aus-

bildung. In der Beratung geht es meist um die Ausbildung 

selbst, um Prüfungen, um die Verträge mit den Arbeitge-

bern und Regelungen zum Jugendarbeitsschutz. Auch im 

Falle von Schwierigkeiten in der Berufsschule oder bei 

Problemen im Betrieb können die Auszubildenden in den 

Kammern Beratung erhalten. 

Berufstätige erhalten durch die Kammern insbesonde-

re Beratung zu Fragen der beruflichen Weiterbildung oder 

auch zur Existenzgründung. Außerdem bieten die Kam-

mern ihren Mitgliedsbetrieben Beratung zu Themen der 

Höherqualifizierung oder Rekrutierung von Personal an 

(Qualifizierungsberatung). 

Auch Gewerkschaften bieten Beratung zu berufsbe-

zogener Weiterbildung an. Sie unterstützen und beraten 

ihre Mitglieder, unabhängig davon, ob sie erwerbstätig 

oder arbeitslos sind. Häufig wird dies von Betriebsräten 

oder Vertrauensleuten durchgeführt. Dazu wurden in ei-

nigen Modellprojekten Betriebsräte zu „Bildungscoaches“ 

(Projekt „Lernen und Arbeit“ des Deutschen Gewerkschafts-

bundes 2006) oder „Lernmentoren“ (Industriegewerkschaft 

Metall IGM/ver.di 2010) fortgebildet. Darüber hinaus hat 

der Deutsche Gewerkschaftsbund in dem Projekt „Bera-

tungsoffensive Handwerk“ Qualifizierungsmodule zur För-

derung der Beratungskompetenz der Ausbildungsberater/

innen in den Handwerkskammern entwickelt. Das BMBF 

hat einen Teil dieser Modellvorhaben finanziell gefördert. 

Private Beratungsangebote 

Der Markt privater Beratungsanbieter wächst insbeson-

dere seit der Abschaffung des Beratungsmonopols der 

Agenturen für Arbeit im Jahre 1998. Neben privaten Un-

ternehmens- und Karriereberatungen steigt die Zahl der 

gemeinnützigen Organisationen, die Bildungs- und Berufs-

beratung anbieten, u. a. auch weil begleitende Beratungs-

leistungen ein fester Bestandteil vieler bildungs- und ar-

beitsmarktpolitischer Programme sind. Insgesamt ist der 

private Markt bisher wenig reguliert. 

Qualifizierungsberatung 

Qualifizierungsberatung unterstützt Unternehmen bei der 

Entwicklung und Umsetzung des Qualifizierungsbedarfs 

ihrer Mitarbeiter/innen. Sie konzentriert sich besonders 

auf kleine und mittelständische Unternehmen (KMU). Die 

Beratung weckt nicht nur das Bewusstsein und die Moti-

vation für die Investition in Weiterbildung, sondern un-

terstützt oft direkt die Umsetzung der Qualifizierung der 

Belegschaft. Qualifizierungsberatung wird außer von Wirt-

schaftsverbänden, Sozialpartnern und Hochschulen von 

einer Vielzahl privater und halbprivater Einrichtungen an-

geboten. Das BMBF und einige Länderregierungen finan-

zieren verschiedene Programme und Aktivitäten in diesem 

Bereich, um die Idee des lebenslangen Lernens auch in den 

Betrieben zu fördern und künftigem Fachkräftemangel vor-

zubeugen. 

Die Beratung von Arbeitgebern und Firmen ist auch 

eine gesetzliche Aufgabe der Bundesagentur für Arbeit. 

Der Arbeitgeberservice der BA unterstützt Unterneh-

men in allen Fragen der Personalrekrutierung, der Stellen-

besetzung sowie der Aus- und Weiterbildung. Dabei bietet 

er auch Informationen über finanzielle Unterstützung im 

Bereich der Weiterbildung und der beruflichen Integration 

von Beschäftigten mit besonderen Problemen an. 
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4.	 Beratung für Menschen mit  
besonderem Beratungsbedarf 

Beratungsbedürfnisse sind oftmals abhängig von der be-

sonderen Lebenssituation, in der Menschen sich befinden: 

Eltern in der Familienphase oder bei der Berufsrückkehr, 

benachteiligte Jugendliche, Menschen mit Behinderungen, 

ältere Menschen, Menschen mit Migrationshintergrund, 

Menschen mit besonderen Begabungen u. a. Diesen spezi-

fischen Bedürfnissen wird mit einer Vielzahl von speziellen 

Beratungsdienstleistungen entsprochen, die von Bundes- 

und Länderministerien, Kommunen oder Arbeitsagenturen 

finanziert und häufig von öffentlichen oder gemeinnützi-

gen Organisationen erbracht werden. Im Folgenden wer-

den nur die wichtigsten dargestellt. 

4.1	 Beratung von Menschen  
mit Behinderung 

Deutschland hat sich verpflichtet, mit entsprechenden 

Maßnahmen die UN-Konvention über die Rechte der Men-

schen mit Behinderung aktiv zu unterstützen. Beratung 

spielt zur Umsetzung dieser Rechte eine wichtige Rolle. 

Schulberatung und Schullaufbahnberatung für 

Schüler/innen mit Behinderungen obliegt zumeist den 

Förderschulen oder dem Schulpsychologischen Dienst. 

Die Entscheidung für oder gegen den Besuch einer Son-

derpädagogischen Schule wird gemeinsam vom Schulpsy-

chologischen Dienst, kommunalen medizinischen Dienst 

und in erster Linie von den Eltern getroffen, wobei die 

Eingliederung der jungen Menschen in die allgemeinen 

Bildungsgänge Priorität hat. Der Berufswahlunterricht und 

die Vorbereitung auf die Arbeitswelt werden in Förderschu-

len häufig im Rahmen eines praktischen Unterrichts und 

im Zusammenhang mit Betriebspraktika durchgeführt, wie 

in anderen Schulen auch. Dabei kooperieren die Lehrkräfte 

und Sozialarbeiter/innen mit den Rehabilitationsberatern/

innen der AA. 

Junge Menschen mit Behinderung erhalten ihre beruf-

liche Ausbildung auch im Rahmen des dualen Systems 

in Betrieben und Berufsschulen mit zusätzlichen Unter-

stützungen entsprechend den individuellen Förderbe-

dürfnissen. Nur wenn Art und Schwere der Behinderung 

es notwendig machen, absolvieren sie ihre Ausbildung in 

einem Berufsbildungswerk oder einer ähnlichen speziali-

sierten Einrichtung mit finanzieller Unterstützung der AA. 

Berufsorientierung und Beratung zur Wahl des Ausbil-

dungsganges und die Vermittlung in eine Berufsbildungs-

einrichtung erhalten sie von den speziellen Rehabilitations-

beratern/innen der AA. Zusätzlich erfolgt eine individuelle 

beraterische Betreuung während der Ausbildung durch die 

sozialpädagogischen, psychologischen und medizinischen 

Dienste in den Bildungseinrichtungen. 

In den Arbeitsagenturen berät ein Rehabilitations- 

Team (Reha-Team) jugendliche und erwachsene Menschen 

mit Behinderungen. Das Reha-Team bietet die Beratung 

auch innerhalb der sonderpädagogischen Schulen und be-

ruflichen Bildungseinrichtungen an. 

Auch die Kranken-, Renten- und Unfallversicherun-

gen bieten in ihrer Zuständigkeit berufliche Rehabilitati-

onsberatung an. 

Hochschulen haben in der Regel Behindertenbeauf-

tragte, die eine entsprechende Beratungsstelle leiten, in 

der Studierende und Studieninteressierte mit Behinderungen 

und chronischen Erkrankungen zu Studien- sowie zu sozia-

len Fragen beraten werden. Auch die Studentenwerke bie-

ten einen besonderen Service für Studierende mit Behinde-

rungen an, der sich eher auf soziale und finanzielle Fragen 

konzentriert. 

Im Auftrag der Integrationsämter und anderer Stellen, 

die für die Rehabilitation zuständig sind, bieten die Integra

tionsfachdienste Bildungs- und Berufsberatung für Men-

schen mit Behinderungen an (Sozialgesetzbuch IX, § 109). 

Dieser Dienst ist insbesondere für anerkannte schwerbehin-

derte Erwachsene, die personalintensiver Unterstützung be-

dürfen, sowie für deren Arbeitgeber zuständig. Neben der 

Information, Beratung und Vermittlung ist die Kompetenz

erfassung eine der Hauptaufgaben der Integrationsfach-

dienste, die mit allen Partnern im Prozess der beruflichen 

Rehabilitation (z. B. Rehabilitationsträger, Arbeitsagenturen, 

Arbeitgeber, Kammern) zusammenarbeiten. 

Die für die berufliche Rehabilitation zuständigen ver-

schiedenen Träger sind nach SGB IX (§§ 22–25) verpflich-

tet, örtliche Gemeinsame Servicestellen zu unterhalten. 

Diese beraten als Anlaufstelle die Betroffenen zu allen Fra-

gen der medizinischen und beruflichen Rehabilitation bzw. 

verweisen an die zuständigen Dienste. 

Artikel 27 des Gesetzes zu dem Übereinkommen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderung 
der Vereinten Nationen (2008) verpflichtet 
dazu, 

�� „Menschen mit Behinderungen wirksamen Zugang zu 

allgemeinen, fachlichen und beruflichen Beratungspro-

grammen, Stellenvermittlung sowie Berufsausbildung 

und Weiterbildung zu ermöglichen; 

�� für Menschen mit Behinderungen Beschäftigungsmög-

lichkeiten und beruflichen Aufstieg auf dem Arbeits-

markt sowie die Unterstützung bei der Arbeitssuche, 

beim Erhalt und der Beibehaltung eines Arbeitsplatzes 

und beim beruflichen Wiedereinstieg zu fördern“. 
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4.2 	Beratung von benachteiligten  
Jugendlichen 

Sozial benachteiligte Jugendliche benötigen oft zusätzliche 

Unterstützung, um eine Ausbildung oder Arbeit zu begin-

nen oder fortzusetzen. Insbesondere junge Menschen mit 

schlechtem oder ohne Schulabschluss sowie straffällige Ju-

gendliche und junge Menschen mit familiären oder sozia

len Problemen brauchen Hilfestellungen bei ihrer sozialen 

und beruflichen Integration. 

Eine Reihe von Bundes-, Landes- und kommunalen 

Programmen, aber auch zunächst temporäre Projekte 

gehen auf diese besonderen Bedürfnisse ein. Beratung ist 

hierbei meist ein zentraler Bestandteil und folgt oft einem 

ganzheitlichen Ansatz mit einem breiten und intensiven 

Betreuungsangebot. Viele Programme verfolgen das Ziel, 

die beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten zu erweitern, 

um die Chancen der jungen Menschen für den Einstieg in 

die duale Berufsausbildung zu verbessern. Daher steht zu 

Beginn der Maßnahmen zumeist die Erfassung von Fähig-

keiten, Kompetenzen und Interessen (Potenzialanalyse). 

Sie beinhalten weiterhin praktische Berufserfahrungen, um 

die berufliche Orientierung der Jugendlichen zu unterstüt-

zen und ihr Selbstwertgefühl zu fördern. Somit zielt die 

Beratung in diesem Kontext besonders auf die Entwicklung 

von berufsbiografischen Gestaltungskompetenzen. Die Ju-

gendlichen sollen Verantwortung übernehmen und lernen, 

sich selbst Ziele zu setzen. Die Programme und Initiativen 

arbeiten personenzentriert und beziehen alle Lebensberei-

che der Jugendlichen ein. Sie kooperieren mit einem aus-

gedehnten Netzwerk von Institutionen, insbesondere mit 

den Schulen und Arbeitsagenturen. 

Jedoch führten die zahlreichen Initiativen und Program-

me zur Unterstützung des Übergangs von der Schule in 

den Beruf zu einer wachsenden Unübersichtlichkeit des 

sogenannten „Übergangssystems“. Um die Abstimmung 

zwischen den zahlreichen Akteuren zu verbessern und die 

Transparenz zu erhöhen, wurden in den letzten Jahren auf 

Landes- und Bundesebene Initiativen zur Systematisierung 

der Angebote und Maßnahmen im Sinne eines Übergangs-

managements begonnen. 

Programm „Berufseinstiegsbegleitung“ 

Die 2008 vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

(BMAS) als Programm initiierte Berufseinstiegsbegleitung 

wurde unterdessen in die gesetzliche Regelstruktur aufge-

nommen (SGB III, § 49). Sie verfolgt das Ziel, Schülerin-

nen und Schülern, die aufgrund schwacher Schulleistun-

gen oder sozialer Gefährdungen voraussichtlich Probleme 

beim Einstieg in die Arbeitswelt haben werden, den Über-

gang von der Schule in die Ausbildung zu erleichtern. 

Die Jugendlichen werden bei der Berufswahl und beim 

Bewerbungsprozess von der 7. Klasse an durch eine/n 

persönliche/n Berufseinstiegsbegleiter/in unterstützt. 

Die Begleitung kann auch nach dem Beginn einer Ausbil-

dung (max. sechs Monate) weitergeführt werden. Berufs-

einstiegsbegleiter/innen sind an Haupt- und Realschulen 

eingesetzt und kooperieren mit allen Akteuren, die in die 

berufliche Orientierung und Bildung einbezogen sind, so-

wie mit Betrieben und ehrenamtlichen Mentoren/innen. 

Das Programm wird von der Bundesagentur für Arbeit um-

gesetzt und von geeigneten beauftragten Trägern durch-

geführt. 

Programm „Bildungsketten“ des  
Bundesministeriums für Bildung und Forschung 

Die 2010 gestartete BMBF-Bildungsketten-Initiative er-

gänzt und erweitert die Berufseinstiegsbegleitung und 

hat ebenso die Vermeidung von Schulabbrüchen, die Ver-

besserung des Übergangs in die duale Ausbildung und die 

Fachkräftesicherung zum Ziel. Sie führt neue und beste-

hende Förderinstrumente zusammen. Ausgangspunkt ist 

eine Potenzialanalyse von Schülern/innen ab der 7. Klasse, 

auf deren Basis mit individuellen schulischen und außer-

schulischen Begleitmaßnahmen reagiert werden soll. Nicht 

schulische Begabungen und Interessen werden dabei ge-

zielt einbezogen. Diese Potenzialanalyse ist die Basis für 

die Berufsorientierungs- und Beratungsmaßnahmen. Be-

sonders unterstützungsbedürftige Schülerinnen und Schü-

ler werden durch zusätzliche Berufseinstiegsbegleiter/

innen über mehrere Jahre gezielt und kontinuierlich bis hi-

nein in die berufliche Ausbildung als Bildungslotsen/in-

nen begleitet. So wurden seit 2009/2010 20.000 Jugend-

liche begleitet. 60.000 Jugendliche nahmen (seit 2011) an 

den Potenzialanalysen teil und 450.000 am Berufsorien-

tierungsprogramm (seit 2010) (BMBF (c)). Eine nachhaltige 

Verankerung des Programms in den Regelstrukturen ist 

beabsichtigt. 
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Berufsvorbereitungsmaßnahmen der Länder und  
der Bundesagentur für Arbeit 

Junge Menschen, die nicht die Voraussetzungen für 

den Zugang zur beruflichen Ausbildung erfüllen oder die 

keinen Schulabschluss erreicht haben, können das in fast 

allen Bundesländern angebotene Berufsvorbereitungs-

jahr an Berufsschulen absolvieren oder an anderen be-

rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen teilnehmen. 

Letztere werden nach Schulentlassung überwiegend von 

der Agentur für Arbeit initiiert und finanziert und von pri-

vaten Bildungsanbietern oder gemeinnützigen Organisati-

onen durchgeführt. Diese Maßnahmen beinhalten neben 

berufspraktischem Lernen und Betriebspraktika auch eine 

kontinuierliche Bildungsbegleitung sowie sozialpädago-

gische Unterstützung, berufliche Orientierung und Bera-

tung. 

Auch während einer Ausbildung kann die AA mit soge-

nannten ausbildungsbegleitenden Hilfen durch Stütz- 

und Förderunterricht und sozialpädagogische Begleitung 

und Beratung zur Stabilisierung eines Ausbildungsverhält-

nisses beitragen. 

4.3 	Beratung von Menschen  
mit Migrationshintergrund 

Von der Gesamtbevölkerung in Deutschland haben rund 

20 % einen Migrationshintergrund. Davon besitzen 11 % der 

Gesamtbevölkerung die deutsche Staatsangehörigkeit und 

9 % einen ausländischen Pass (Statistisches Bundesamt, 

2012). Oft benötigen diese Menschen zusätzliche Informa-

tionen über den deutschen Arbeitsmarkt und das deutsche 

Bildungssystem. Außerdem ist bei Einwanderern/innen die 

Anerkennung der im Ausland erworbenen Qualifikationen 

oft schwierig. Viele Migranten/innen verfügen nur über be-

grenzte Kenntnisse der deutschen Sprache. Oft haben sie 

einen niedrigen Qualifikationsstand und arbeiten in gering 

entlohnten Tätigkeiten und sind deswegen häufiger von 

Arbeitslosigkeit betroffen. 

Im Allgemeinen haben Menschen mit Migrationshinter-

grund Zugang zu allen bereits beschriebenen Beratungs-

diensten. Um ihrem kulturellen Hintergrund und ihren be-

sonderen Informations- und Sprachbedürfnissen gerecht 

zu werden, wurden darüber hinaus spezielle Beratungsan-

gebote eingerichtet. 

Jugendmigrationsdienste 

Jugendmigrationsdienste unterstützen junge Migranten/

innen unter 27 Jahren bei der Integration in Bildung und 

Beruf. Ziel ist es, ihre Chancen zu vergrößern und die 

Teilhabe der jungen Menschen in allen Bereichen des po-

litischen, beruflichen, kulturellen und sozialen Lebens zu 

fördern. Daher arbeiten die Jugendmigrationsdienste mit 

einem umfassenden Fallmanagementansatz. Auf Grundla-

ge der Interessen, Kompetenzen und Bedürfnisse der Ju-

gendlichen entwerfen die Beratenden gemeinsam mit den 

Jugendlichen einen Aktionsplan. Die Sozialarbeiter/innen 

und Pädagogen/innen, die in den mehr als 400 Dienststel-

len bundesweit tätig sind, haben häufig selbst einen Mig-

rationshintergrund und sprechen teilweise auch die Mut-

tersprache der Jugendlichen. Die Jugendmigrationsdienste 

kooperieren mit anderen lokalen Diensten, an welche sie 

die Jugendlichen ggf. weiterleiten. Sie werden über den 

Kinder- und Jugendplan des Bundesministeriums für Fami-

lie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) finanziert. 

Informations- und Qualifikationsnetzwerk  
„Integration durch Qualifikation“ 

Daneben gehen auf kommunaler, Landes- und Bundesebe-

ne eine Reihe von Projekten und gemeinnützigen Orga-

nisationen auf die besonderen Beratungsbedürfnisse von 

Jugendlichen und Erwachsenen mit Migrationshintergrund 

ein. Diese spezifischen Beratungsangebote sind insbeson-

dere in größeren Städten angesiedelt, wo die Mehrzahl 

der Menschen mit Migrationshintergrund lebt. In dem 

Netzwerk „Integration durch Qualifikation“ (IQ-Netzwerk), 

das 2005 vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

(BMAS) initiiert wurde, arbeiten mehrere dieser Beratungs-

projekte und Organisationen zusammen. Das bundesweite 

Netzwerk von sechs Kompetenzzentren sowie Facharbeits-

kreisen und Transferprojekten wird von der Bundesagentur 

für Arbeit finanziert und von der Zentralstelle für die Wei-

terbildung im Handwerk (ZWH) koordiniert. Das Netzwerk 

verfolgt das Ziel, die berufliche Situation der Migranten/

innen durch Beratung, Qualifizierung, Kompetenzfeststel-

lung und Unterstützung bei der Existenzgründung zu ver-

bessern. 

Beratung im Kontext des „Gesetzes zur  
Verbesserung der Feststellung und Anerkennung  
im Ausland erworbener Berufsqualifikationen“

Im Kontext des im April 2012 in Kraft getretenen „Geset-

zes zur Verbesserung der Feststellung und Anerkennung im 

Ausland erworbener Berufsqualifikationen“ übernahmen die 

vorhandenen Dienste des IQ-Netzwerks die Aufgabe, als An-

lauf- und Informationsstellen Menschen zu beraten, die ihre 

im Ausland erworbenen Qualifikationen anerkennen lassen 

wollen. Eine mehrsprachige Informationsplattform im Inter-

net (http://www.anerkennung-in-deutschland.de) 

und eine Telefonhotline des Bundesamts für Migration und 

Flüchtlinge (BAMF) ergänzen die Angebote. Diese bieten In-

formationen zum Anerkennungsverfahren und verweisen 

auf weitere Beratungsmöglichkeiten. 
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5. 	 Information und Beratung  
über das Internet 

Mit der Weiterentwicklung der modernen Informations- 

und Kommunikationstechnik und dem sich wandelnden 

Nutzerverhalten der Bevölkerung im Hinblick auf neue Me-

dien hat die Bedeutung des Internets für die Informations-

bereitstellung und für die Beratung in Bildung, Beruf und 

Beschäftigung in den letzten Jahren stark zugenommen. 

Entsprechend ist die Zahl der diesbezüglichen Angebote 

enorm angestiegen. 

Im Folgenden werden die wichtigsten bundesweiten 

Internetportale und Datenbanken öffentlich-rechtlicher 

Anbieter aufgelistet. Darüber hinaus unterhalten alle Bun-

desländer Portale, teils mit Suchfunktion, die die Suche 

nach Aus- und Weiterbildung unterstützen und oftmals auf 

Beratungsstellen verweisen. Zusätzlich gibt es eine große 

Zahl von privat finanzierten Webseiten, die hier nicht be-

rücksichtigt sind. 

5.1 Internetangebote aus dem Bildungsbereich (Auswahl)

•	 Datenbanken über Bildungssysteme und deren Strukturen enthalten der Deutsche Bildungsserver (www. 

bildungsserver.de) und die entsprechenden Bildungsserver der Länder, die auch Informationen zu Bildungs- 

und Schulberatungsangeboten beinhalten 

•	 InfoWebWeiterbildung (www.infowwb.de) enthält umfassende Suchmöglichkeiten für Kurse, Beratung vor Ort 

und Fördermöglichkeiten. 

•	 Der Hochschulkompass (www.hochschulkompass.de) der Hochschulrektorenkonferenz ist ein umfangrei-

ches Internetportal zur akademischen Bildung und Weiterbildung, zu Studiengängen sowie zu akademischen inter-

nationalen Studienmöglichkeiten. 

•	 Das Internetportal zur Studien- und Berufswahl (www.studienwahl.de und www.berufswahl.de) der Kultus-

ministerkonferenz (KMK) bietet in Zusammenarbeit mit der Bundesagentur für Arbeit umfassende Informationen 

für Schüler/innen sowie Absolventen/innen der Sekundarstufe II zu akademischen und nicht-akademischen Ausbil-

dungs- und Studiengängen.

•	 Zur Anerkennung beruflicher Qualifikationen bietet das Portal Annerkennung in Deutschland (www. 

anerkennung-in-deutschland.de) Informationen zu den Verfahren der Anerkennung im Ausland erworbener be-

ruflicher Qualifikationen in mehreren Sprachen und vermittelt Zugang zur telefonischen und persönlichen Beratung 

in diesem Bereich.

5.2 Internetangebote der Bundesagentur für Arbeit

•	 Jobbörse (http://jobboerse.arbeitsagentur.de), eine Börse für Arbeits- und Ausbildungsstellen, die neben dem 

Matching von Bewerbern/innen und Stellen auch über Tools zum Bewerbungsmanagement und zur Onlinebewer-

bung verfügt; 

•	 E-Learning-Programme für Arbeitssuche und Bewerbung (https://lernboerse.arbeitsagentur.de), z. B. für 

Kunden der Arbeitsagenturen; 

•	 BERUFENET (http://berufenet.arbeitsagentur.de), umfassende Datenbank zu Berufsprofilen und Berufsfeldern, 

Weiterbildungsmöglichkeiten, Karriere- und Arbeitsmarktinformationen, und BERUFETV (http://berufe.tv), Filme, 

Videos, Dias zu einzelnen Berufen und Berufsbereichen; 

•	 KURSNET (www.kursnet.arbeitsagentur.de), eine umfassende bundesweite Datenbank zu schulischen Aus- und 

Weiterbildungsmöglichkeiten, Studiengängen und Rehabilitationsmaßnahmen; 

•	 In dem Berufsentwicklungsnavigator (BEN) (https://ben.arbeitsagentur.de) sind die o. a. Angebote in einem 

Portal zusammengeführt. 

•	 „planet-beruf“ (www.planet-beruf.de), ein Berufswahlprogramm für Schülerinnen und Schüler in der Sekundarstu-

fe I, für Schulabgänger/innen, Lehrer/innen und Eltern; 

•	 abi.de (www.abi.de), ein Onlineportal für Abiturienten/innen zur Studien- und Berufswahl.
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6. 	Qualität und Professionalität 
in der Beratung 

Fragen der Qualität und Professionalität in der Beratung ge-

winnen im Zuge des wachsenden Bewusstseins für die Rol-

le von Beratung bei der Umsetzung einer Strategie lebens-

langen Lernens zunehmend an Gewicht. Die „Konzeption 

der Bundesregierung zum Lernen im Lebenslauf“ (2008) 

unterstreicht daher die Bedeutung von Transparenz, nie-

derschwelligem Zugang und Qualität in der Beratung sowie 

die notwendige Qualifizierung der Berater/innen (Bundes-

ministerium für Bildung und Forschung (b), 2008). 

6.1 	Qualitätsstandards und  
Qualitätssicherung 

In den verschiedenen Beratungsbereichen und bei den ein-

zelnen Anbietern werden bereits unterschiedliche Quali-

tätsstandards und Qualitätssicherungssysteme angewandt. 

Bisher gibt es aber keine einheitlichen bundesweiten Stan-

dards, die für alle Beratungsbereiche gültig sind. Nur weni-

ge rechtliche Normen garantieren ein Minimum an Qualität 

in der Beratung. Diese gesetzlichen Regelungen beziehen 

sich zumeist auf das Recht der Bürger/innen auf Beratung; 

sie wirken jedoch nicht regulierend auf das konkrete Bera-

tungsangebot ein. 

Die im Sozialgesetzbuch III festgelegten Grundsätze 

für die Berufsberatung der Agenturen für Arbeit fordern, 

bei der Beratung das Recht auf individuelle Selbstbestim-

mung zu beachten und die individuellen Fähigkeiten, Inte-

ressen und Neigungen sowie das soziale Umfeld der Rat-

suchenden und die Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt zu 

berücksichtigen. Art und Intensität der Beratung sollen den 

individuellen Bedürfnissen der Ratsuchenden angepasst 

sein. Auch Vertraulichkeit und Unparteilichkeit gegenüber 

den Ratsuchenden gehören zu den Grundsätzen. Darüber 

hinaus haben BA und Jobcenter detaillierte Richtlinien für 

die Berufsberatung und für das Fallmanagement in ihren 

Einrichtungen formuliert. 

Für die wachsende Zahl privater und halbprivater 

Anbieter gibt es bislang jedoch keine allgemeinen Quali-

tätsanforderungen ebenso wenig wie für die erforderlichen 

Qualifikationen der Beratenden. Manche Anbieter und eini-

ge Berufsverbände haben eigene Qualitätsstandards 

entwickelt, z. B.:
�� Der Deutsche Verband für Bildungs- und Berufsbera-

tung e.V. (dvb) richtete 2001 ein BerufsBeratungsRegis-

ter ein, in dem Berater/innen sich registrieren können, 

die definierte Qualitätsstandards erfüllen. Das Register 

ist öffentlich zugänglich (www.bbregister.de). 

�� Die Deutsche Gesellschaft für Beratung e.V. verabschie-

dete 2009 „Essentials einer Weiterbildung Beratung/ 

Counseling“. Diese beinhalten auch professionelle Stan-

dards für die Qualität der Beratung (www.dachverband-

beratung.de). 
�� Die Gesellschaft für Information, Beratung und Therapie 

an Hochschulen (´´´GIBeT) bietet seit 2012 ein Fortbil-

dungszertifikat für Berater/innen in diesem Bereich an 

(www.gibet.de/fortbildungszertifikat.html). 

Einige Anbieter und Verbände beziehen sich auf die Ethi-

schen Standards und auf die Internationalen Kompetenzen 

für Bildungs- und Berufsberater der Internationalen Vereini-

gung für Bildungs- und Berufsberatung (IAEVG, 1995/2003). 

Außerdem führten einige Bundesländer und Kommunen 

in den von ihnen finanzierten Beratungseinrichtungen ei-

gene einheitlich verpflichtende Systeme für die Qualitäts-

sicherung ein. So weist in Hessen das Gütesiegel Bildungs-

beratung Hessen „geprüfte Einrichtung Bildungsberatung“ 

gute Qualität aus. In mehreren Regionen wird auch die Ler-

ner- und Kundenorientierte Qualitätstestierung (LQW) 

angewandt, z. B. in Berlin und Niedersachsen. 

Das Nationale Forum Beratung in Bildung, Beruf und Be-

schäftigung (nfb) entwickelte in einem „Offenen Koordi-

nierungsprozess zur Qualitätsentwicklung in der Be-

ratung in Bildung, Beruf und Beschäftigung“ von 2009 

bis 2014 mit den Akteuren aus Politik, Wissenschaft und 

Beratungspraxis bereichsübergreifende, allgemeine Quali-

tätsstandards für die Beratung und ein Kompetenzprofil für 

Beratende sowie ein Verfahren zur Qualitätsentwicklung  

in Beratungseinrichtungen (www.beratungsqualitaet.net). 

Dieses in Kooperation mit der Universität Heidelberg durch-

geführte Projekt wurde vom Bundesministerium für Bildung 

und Forschung (BMBF) gefördert. 

6.2 	Professioneller Status und  
Qualifizierung des Beratungspersonals 

Wie für die Qualitätssicherung in der Beratung gibt es bis-

lang auch keine allgemeinen gesetzlichen Regelungen für 

die Qualifikation oder die Aus- und Weiterbildung sowie 

den Berufsstatus der Beratenden in der Bildungs- und Be-

rufsberatung. Jeder Beratungsbereich und die Beratungs-

anbieter definieren eigene Anforderungen und Zugangsvo-

raussetzungen. In der Regel setzt die Wahrnehmung der 

Beratungstätigkeit einen Hochschulabschluss (Bachelor/

Master/Magister/Diplom/Staatsexamen) sowie eine ent-

sprechende Weiterbildung voraus. 

Die Schulberatung und Schullaufbahnberatung er-

fordert in der Regel einen Lehramtsabschluss sowie eine 

weitere beratungsrelevante Aus- oder Weiterbildung. Die 
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entsprechende Qualifizierung wird von den Ländern vorge-

geben und organisiert. Schulpsychologen/innen müssen 

ein Diplom oder einen Master (MA) in Psychologie sowie in 

einigen Ländern auch einen Lehramtsabschluss vorweisen. 

Die Bundesagentur für Arbeit bildet ihre Berufsbe-

rater/innen an der Hochschule der Bundesagentur für 

Arbeit (HdBA) aus. Die angehenden Beratungsfachkräfte 

absolvieren einen interdisziplinären Bachelorstudiengang, 

in dem die Theorie eng mit Praxisanteilen in den lokalen 

Arbeitsagenturen verbunden ist. Darüber hinaus gibt es 

für Mitarbeiter/innen der Agenturen und der Jobcenter, die 

mit unterschiedlicher akademischer Vorbildung von ande-

ren Aufgaben zur Berufsberatung wechseln wollen, interne 

Aus- und Weiterbildungen. 

Studienberater/innen haben in der Regel ein Hoch-

schuldiplom aus unterschiedlichen akademischen Fach-

richtungen. Darüber hinaus verfügen die meisten Beraten-

den über eine zusätzliche Beratungsweiterbildung. Es gibt 

aber keine einheitliche Regelung. 

Weiterbildungsberatung wird zumeist durch das 

Lehrpersonal der Weiterbildungseinrichtungen neben ih-

rer Lehrtätigkeit durchgeführt. Die Erwachsenenbildner/

innen haben zwar pädagogische Qualifikationen, vielfach 

aber keine beraterische Aus- bzw. Weiterbildung. Dennoch 

steigt mit der Einrichtung von kommunalen Beratungsstel-

len die Nachfrage nach professioneller Aus- und Weiterbil-

dung für Beratende. 

Eine modularisierte Weiterbildung „Bildungsberatung  

und Kompetenzentwicklung“ für Berater/innen mit (Hoch

schul)-Zertifikat wird vom Verbund Regionaler Qualifi-

zierungszentren (RQZ) angeboten, der im Rahmen des 

Programms „Lernende Regionen – Förderung von Netz-

werken“ des Bundesministeriums für Bildung und For-

schung (BMBF) entstanden ist. 

Einige Hochschulen bieten beratungsbezogene Ba-

chelor- und Masterstudiengänge mit unterschiedlichen 

Schwerpunkten an, wie z. B. „Berufs- und Organisationsbe-

zogene Beratungswissenschaft“ (Universität Heidelberg), 

„Beratung in Weiterbildung, Bildung und Beruf“ (Westfälische 

Wilhelms-Universität Münster) oder „Beratung in der Arbeits-

welt – Coaching und Supervision“ (FHS Frankfurt/Main). 

6.3 	Professionelle Organisationen  
und Berufsverbände 

Die Diskussion zur professionellen Weiterentwicklung im 

Bereich der Beratung in Bildung, Beruf und Beschäftigung 

wird überwiegend von professionellen Organisationen und 

Berufsverbänden sowie von den Aus- und Weiterbildungs-

einrichtungen für Beratungsfachkräfte und der Wissenschaft 

getragen. Von der Vielzahl der professionellen Verbände 

wird im Folgenden eine Auswahl aufgeführt (siehe Tabelle). 

Das Nationale Forum Beratung in Bildung, Beruf 

und Beschäftigung (nfb) ist kein Berufsverband, son-

dern ein Dachverband und organisationsübergreifendes 

Netzwerk im Beratungsbereich. In diesem unabhängigen 

Forum können alle mit Beratung befassten Institutionen, 

Forschungseinrichtungen und Ausbildungsstätten für Be-

ratungsfachkräfte, Berufsverbände, staatliche und nicht 

staatliche Einrichtungen und Agenturen mitarbeiten, die 

sich mit Beratung befassen, solche anbieten oder finan-

zieren. Ziele des nfb sind die Förderung von Transparenz, 

Qualität und Professionalität in der Beratung in Bildung, Be-

ruf und Beschäftigung und eine entsprechende Weiterent-

wicklung des Beratungssystems entsprechend den Bedürf-

nissen aller Bürger und Bürgerinnen. Das nfb ist als Mitglied 

der Internationalen Vereinigung für Bildungs- und Be-

rufsberatung IAEVG (Jenschke, 2012) international ver-

netzt und unterstützt die Mitgliedschaft Deutschlands im 

Europäischen Netzwerk für eine Politik lebensbegleitender 

Beratung (ELGPN). 

Professionelle Verbände für Beratung in Bildung, Beruf und Beschäftigung (Auswahl)

Berufsverband für Beratung, Pädagogik und Psychotherapie e.V. (bvppt) www.bvppt.de

Bundesarbeitsgemeinschaft Berufliche Perspektiven für Frauen e.V. (BAG Frauen) www.bag-frauen.de

Bundesverband der Träger im Beschäftigtentransfer e.V. (BVTB) www.bvtb.de

Career Service Netzwerk Deutschland e.V. (CSND) www.csnd.de

Deutsche Gesellschaft für Beratung e.V. (DGfB) www.dachverband-beratung.de

Deutsche Gesellschaft für Karriereberatung e.V. (DGfK) www.dgfk.org

Deutsche Gesellschaft für Supervision e.V. (DGSv) www.dgsv.de

Deutsche Gesellschaft für Verhaltenstherapie e.V. (DGVT) www.dgvt.de 

Deutscher Verband für Bildungs- und Berufsberatung e.V. (dvb) www.dvb-fachverband.de

Gesellschaft für Information, Beratung und Therapie an Hochschulen e.V. (GIBeT) www.gibet.de

Gesellschaft für personzentrierte Psychotherapie und Beratung (GwG) e.V. www.gwg-ev.de
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7. 	Europäische Zusammenarbeit 

Als Gründungsmitglied der Europäischen Union blickt 

Deutschland auch auf eine lange Tradition in der europä-

ischen Kooperation im Bereich der Beratung in Bildung, 

Beruf und Beschäftigung zurück, u. a. im Kontext der EU-

Programme PETRA, Leonardo da Vinci und Erasmus sowie 

in den EU-Programmen für Lebenslanges Lernen. 

7.1	 Netzwerke Euroguidance und EURES 

Die Bundesrepublik Deutschland engagiert sich in der eu-

ropäischen Zusammenarbeit für mehr Mobilität auf dem 

gemeinsamen Bildungs- und Arbeitsmarkt. So kooperiert 

die Bundesagentur für Arbeit als Nationales Ressourcen 

Zentrum für Berufsberatung (NRCVG) im Euroguidance 

Netzwerk. Mit dem Ziel, die Mobilität in Europa zu för-

dern, unterstützt das Euroguidance Netzwerk die Entwick-

lung einer europäischen Dimension in der Bildungs- und 

Berufsberatung. Es hilft Beratern/innen sowie den Ratsu-

chenden, die Möglichkeiten des gemeinsamen europäi-

schen Bildungs- und Arbeitsmarkts zu erkennen und zu 

nutzen. Das deutsche Euroguidance Netzwerk wurde in-

nerhalb der Zentralen Auslands- und Fachvermittlung 

(ZAV) der BA eingerichtet. 

Die ZAV bietet Beratung und Vermittlung für Studium, 

Arbeit, Aus- und Weiterbildung im Ausland an, um die 

transnationale Mobilität sowie den Erwerb internationa-

ler Erfahrungen zu fördern. Dabei richtet sich der Service 

nicht nur an Deutsche, die im Ausland studieren oder ar-

beiten möchten, sondern auch an Menschen aus anderen 

Ländern, die Arbeit und Studienmöglichkeiten in Deutsch-

land suchen. Zur Erfüllung dieser Aufgaben kooperiert die 

ZAV mit den Arbeitsverwaltungen anderer Staaten, insbe-

sondere mit den europäischen Arbeitsverwaltungen im 

EURES-Netzwerk sowie mit Unternehmen im Ausland, die 

deutsche Mitarbeiter/innen suchen. 

7.2 	Europäisches Netzwerk für eine Politik 
lebensbegleitender Beratung (ELGPN) 

Bereits an der Expertengruppe der EU-Kommission für 

lebensbegleitende Beratung waren deutsche Experten/

innen beteiligt (2002–2007). Anschließend unterstützte 

Deutschland die Gründung des Europäischen Netzwerks 

für eine Politik lebensbegleitender Beratung (Euro-

pean Lifelong Guidance Policy Network ELGPN) und 

ist seitdem aktives Mitglied. Das ELGPN repräsentiert die 

Interessen der Mitgliedstaaten bei der Entwicklung und 

Umsetzung von Programmen und Systemen für lebensbe-

gleitende Beratung auf europäischer Ebene (2007–2015). 

Es identifiziert politische Handlungsfelder im Bereich le-

bensbegleitender Beratung, bei denen ein Bedarf für eine 

Weiterentwicklung oder Verbesserung in den nationalen 

Politiken und Programmen besteht, die durch ein gemein-

sames Vorgehen auf europäischer Ebene erreicht werden 

können. 

Die deutsche Delegation besteht aus Vertreter/in-

nen des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 

(BMBF), der Ständigen Konferenz der Kultusminister der 

Länder (KMK), der Bundesagentur für Arbeit und dem Na-

tionalen Forum Beratung in Bildung, Beruf und Beschäfti-

gung (nfb) als Nichtregierungsorganisation. Schwerpunkte 

der Zusammenarbeit im ELGPN bilden die in der EU-Rats-

resolution 2008 benannten Prioritäten: die Förderung der 

Entwicklung von berufsbiografischen Kompetenzen, die 

Verbesserung des Zugangs zu Beratung (einschließlich 

der Anerkennung informell erworbener Kompetenzen und 

der Nutzung der Informations- und Kommunikationstech-

nologien), die Verbesserung von Qualität und Qualitäts

sicherung in der Beratung (einschließlich evidenzbasierter 

Politik- und Praxisentwicklung) und die Intensivierung der 

Kooperation und Koordination der Beratungspolitiken und 

Beratungssysteme auf regionaler, nationaler und europäi-

scher Ebene. 
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Diese Publikation bietet der interessierten Öffentlichkeit und den Partnern in 

Europa und darüber hinaus einen Überblick über die Grundstruktur des Sys-

tems der Bildungs- und Berufsberatung in Deutschland. Für jeden Lebens

abschnitt – sei es in Schule, Studium, Aus- und Weiterbildung, im Beruf oder 

bei Arbeitslosigkeit  – bietet das deutsche Beratungssystem grundsätzlich allen 

Bürgerinnen und Bürgern Zugang zu Beratungsdiensten. 

Charakterisiert durch die geteilten Zuständigkeiten zwischen Bund, Ländern und 

Kommunen, die das deutsche Bildungs- und Beschäftigungssystem prägen, beruht 

das Beratungssystem traditionell auf der Unterscheidung zwischen Bildungs- und 

Weiterbildungsberatung im Bildungsbereich auf der einen und Berufsberatung für 

den Ausbildungs- und Beschäftigungssektor auf der anderen Seite. Bereichsüber-

greifende Kooperation und Vernetzung sind deshalb wesentlich.

Nach einer kurzen Einführung in das deutsche Bildungssystem beschreibt die 

Publikation die Beratungsangebote in Schule, Ausbildung und Hochschule, im 

Arbeitsleben und bei Weiterbildungsbedarf. Beratung für besondere Zielgrup-

pen sowie Beratung über das Internet werden in eigenen Abschnitten näher 

betrachtet. Kapitel über Qualität und Professionalität und die europäische 

Kooperation in diesem Bereich berichten über die permanenten Bemühungen 

um die professionelle Weiterentwicklung des Beratungssystems. Denn der ge-

sellschaftliche Wandel stellt eine kontinuierliche Herausforderung für die Ver-

besserung lebensbegleitender Beratungsangebote im Kontext lebenslangen 

Lernens dar. 
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